
GEK WARDENBURG 2026

UMSETZUNGSKONZEPT
ALLGEMEIN

Neuzeichnung des Flächennutzungsplanes A 01

Die digitale Neuzeichnung des 
Flächennutzungsplanes sollte 
vorrangig durchgeführt werden, 
um ein aktuelles und abgestim-
mte Planwerk für die weiteren Planungs-
schritte zu erhalten. 
Mit der Neubekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes wird sichergestellt, dass 
der Plan den aktuellen rechtlichen Anfor-
derungen entspricht und die Gemeinde 
Wardenburg eine verlässliche Grundlage 
für die weiteren Entwicklungen erhält.    

Konkrete Maßnahme
zügige Umsetzung

A 02, A 03, A 04

Planungskosten
ca. 20.000 € 

 •  Gemeindeverwaltung
 •  Landkreis /TÖB
 •  Bevölkerung

Klimaschutz berücksichtigen
(nachfolgende Änderungen) 

Beschreibung
Der Flächennutzungsplan als Gesamtwerk 
stammt aus dem Jahr 2002 (Urschrift). Inzwi-
schen wurde der Flächennutzungsplan fast 70 
mal geändert. Eine digitale Zusammenzeich-
nung (inkl. der 56. Änderung) wurde im März 
2026 für das Numis Portal im X-Planung Stan-
dard angefertigt und eingestellt. Dieses For-
mat bildet die Bais für eine vollständige digitale 
Neuzeichnung, die alle aktuellen Anpassun-
gen enthält. Mit der digitale Neuzeichnung des 
FNP sollte demgemäß eine umfassende 
Berichtigung einhergehen. Hierbei handelt es 
sich um einen redaktionellen Vorgang, in dem  
festgestellte Änderungen, rechtsgültige B-
Pläne nach § 13 a BauGB, nachrichtliche 
Übernahmen, Vermerke und Kennzeichnun-
gen aktualisiert übernommen werden. Das 
Planwerk sollte neu bekanntgemacht werden. 
Darauf basierend können dann auch not-
wendige inhaltliche Anpassungen und Änder-
ungen vorgenommen werden.

Ausschnitt FNP Wardenburg
NUMIS-Kartenserver
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Änderung des Flächennutzungsplanes
Wardenburg A 02

Maßnahme vorrangig um-
setzen

A 01, A 05

Planungskosten
25.000 €

 •  Gemeindeverwaltung
 •  Anwohnerschaft
 •  Träger öffentlicher Be-

lange 

Klimaschutz beachten 

Auf der Grundlage der Neuzeich-
nung des Flächennutzungs-
planes, sollten zeitnah auch Än-
derungsverfahren zur 
Neuausweisung von Bauflächen erfolgen. 
Die Gemeinde erlangt damit die Fähigkeit  
die Wohnbauentwicklung bewusst zu 
steuern. Städtebaulich sinnvolle Flächen-
kontigente sind frühzeitig zu sichern, um 
diese dann bedarfsgerecht und anlass-
bezogen entwickeln zu können im Sinne 
einer Flächenbevorratung.  
Die mit der Bauflächenausweisung ver-
bundenen, notwendigen Kompensa-
tionsmaßnahmen sollen dazu genutzt wer-
den, die angrenzenden und begradigte 
“Stapelriede” zu renaturieren. Eine ent-
sprechende Fläche (Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft) ist bereits im FNP 
ausgewiesen.   

Beschreibung
Grundsätzliches Ergebnis des Gemeindeent-
wicklungskonzeptes war es, auf die Neuaus-
weisung von großflächigen Wohnbauflächen 
zu verzichten und dafür die Innenentwicklung 
zu forcieren. Dennoch wird die Notwendigkeit 
gesehen sich langfristige Entwicklungsoptio-
nen für die zukünftige Siedlungsentwicklung 
zu sichern. Da gerade im Hauptort die Sied-
lungentwicklung durch Restriktionen, wie ge-
setzliche Überschwemmungsbereiche und 
naturschutzrechtlicher Belange wesentlich 
eingeschränkt wird, soll das einzige größere 
Wohnraumpotenzial im Hauptort planungs-
rechtlich im Zuge von FNP-Änderungen gesi-
chert werden. 

Eine aufgrund aktueller Trendverläufe erstellte 
Abschätzung des Wohnraumbedarfs hat erge-
ben, dass bis 2040 mit 270-620 Wohneinhei-
ten zu rechnen sein wird. Daraus ergibt sich 
ein Flächenbedarf zwischen 19 und 43 ha. Die 
neu darzustellende Wohnbaufläche an der 
Stapelriede umfasst ca. 16 ha und stellt damit 
bereits einen Großteil der langfristigen Wohn-
bauentwicklung in Wardenburg sicher.  

W

FNP-Änderungsbereich in der Ortschaft Wardenburg
im Bereich Stapelriede
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Änderung des Flächennutzungsplanes
Achternmeer A 03

sukkzessive Umsetzung

A 01, A 05, ED 01

Planungskosten 
25.000 €

 •  Gemeindeverwaltung
 •  Anwohnerschaft
 •  Träger öffentlicher Be-

lange 

Klimaschutz beachten

Auf der Grundlage der Neuzeich-
nung des Flächennutzungs-
planes, sollten zeitnah auch Än-
derungsverfahren zur 
Neuausweisung von Bauflächen erfolgen. 
Die Gemeinde Wardenburg setzt in ihrer 
zukünftigen Siedlungsentwicklung eher auf 
Innenentwicklung, sodass mit den ge-
planten Neuausweisungen für die  
Ortschaft Achternmeer ein Bedeutungs-
gewinn einhergeht. Die infrastrukturellen 
Einrichtungen müssen entsprechend mit-
wachsen und für die zukünftigen Anforder-
ungen qualifiziert werden. Bei wachsender 
Bevölkerungszahl sollte eine Grundversor-
gung sichergestellt werden. 

B-Plan 
104

B-Plan 
113

Herausnahme der 
Darstellung Wohnen

Neudarstellung
Wohnen

Beschreibung
Bereits im Jahr 2016 wurde für die Ortschaft 
Achternmeer ein “Siedlungsflächenentwick-
lungkonzept” erstellt. Vorrangiges Entwick-
lungsziel war die Schaffung  eines kompakten 
Siedlungskörpers und die Bildung einer Orts-
mitte. Dazu wurden städtebaulich geeignete 
Entwicklungsflächen identifiziert, die es vor-
rangig zu realisieren gilt. Mit den Bebauungs-
plänen BP 092 “Alter Dorfweg” und BP 104 
“Westlich am Ring” und BP 113 “Achtermeer” 
wurden bereits erste Maßnahmen des damali-
gen Konzeptes umgesetzt.  Um die Zielset-
zung der Bildung einer kompakten Siedlungs-
struktur zu erreichen, wird es zudem 
unerlässlich sein, auf die Darstellung von noch 
nicht realisierten Wohnbauflächen, die diesem 
Ziel entgegenwirken, zu verzichten. Mit der 
46. Änderung des Flächennutzungsplanes 
wurden bereits zwei Teilbereiche aus der Dar-
stellung genommen. 

46. Änderung des Flächennutzungsplanes:

→ LW

W

W

W

Vorschläge für die FNP-Änderungsbereiche in der 
Ortschaft Achternmeer
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Änderung des Flächennutzungsplanes
Sonstiges A 04

Das Bundeministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen sieht mit dem Geset-
zesentwurf zur Modernisierung 
des Städtebau- und Raumordnungsrechts 
weitreichende Reformen vor. Unter an-
derem zur Digitalisierung, Planungs-
beschleunigung und stärkere Gemein-
wohlorientierung (Vorrang für mehr 
Wohnraum, kommunale Vorkaufsrechte) 
etc. Dabei wird der Flächennutzungsplan 
als Planungsinstrument aufgewertet, indem 
z.B. Außenbereichsvorhaben mit Priviligier-
ungswirkung ausgestattet werden können. 
Auch neue Formen der Nutzungsmischung 
sollen zukünftig möglich sein (“Experi-
mentelle Mischgebiete”). 
→ Durch die neue Gesetzeslage ergeben 
sich bereits auf FNP-Ebene Möglichkeiten 
zielgerichtet und nachhaltig zu planen. 
Diese sollten bei den Überarbeitungsschrit-
ten des FNP mitgedacht werden.

Baustein einer umfassenden 
FNP-Änderung

A 01, A 05, ED 06, 

Planungskosten
je nach Umfang 

 •  Gemeindeverwaltung
 •  Bürgerbeteiligung
 •  Landkreis/TÖB 

Klimaschutzbelange 
beachten

Beschreibung
Nach der digitalen Neuzeichnung des Flä-
chennutzungsplanes mit einer umfassenden 
Berichtigung, sollte auch eine Überprüfung 
und eventuelle Anpassung der Bestandsdar-
stellungen erfolgen. 
Folgende Leitfragen sind zu beachten: 

• Stimmen die dargestellten Bauflächen 
mit der Realnutzung überein?

• Passen die Darstellungen noch zu den 
aktuellen Entwicklungszielen (z.B. 
Gemischte Bauflächen, Reserve-
flächen)?

• Sollten Siedlungsbestände mit einer 
Bauflächendarstellung dargestellt oder 
einbezogen werden?

• Gibt es fehlerhafte Darstellungen? 

Auch wenn es sich bei diesen Anpassungen 
nur um Beseitigung fehlerhafter Darstel-
lungen oder Klarstellungen handelt, sind 
dies Änderungen und bedürfen eines 
formellen Verfahrens.  

!

!

!

?

?

!

Prüfbereiche 
für mögliche 
Bauflächen-
darstellung

Flächenausweisung noch korrekt?

?

??

?
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Entwicklung eines Musterfestsetzungskataloges für 
Bebauungspläne A 05

vorrangige Umsetzung

A 02, A 03, A 04

Personalkosten, ggf. 
Planungskosten ca. 6.000 €

 •  Gemeindeverwaltung
 •  Träger öffentlicher Be-

lange 

Bei Umsetzung hohe Kli-
marelevanz

Im Bebauungsplan können nur 
Festsetzungen aus städtebau-
lichen Gründen getroffen wer-
den, der § 9 BauGB ist dabei als 
abschließend zu bergreifen. Im Referenten-
entwurf zur Modernisierung des Städte-
bau- und Raumordnungsrechts sind ins-
besondere Änderungen zur Behandlung 
und Bewirtschaftung von Niederschlag-
wasser neu aufgenommen worden. 
Ein beschlossener Festsetzungskatalog ist  
nicht als abgeschlossen zu betrachten, 
sondern ist permanent hinsichtlich neuer 
gesetzlicher Möglichkeiten zu prüfen und 
fortzuschreiben. 
Hilfreich wäre die Entwicklung einer 
Checkliste, um zu klären, welche Festset-
zungen in dem jeweiligen Gebiet greifen 
sollen bzw. können.  

Beschreibung
Die meisten Kommunen, die einen einen Mus-
terkatalogs mit ökologischen und klimage-
rechten Festsetzungen anwenden, haben 
hierzu einen Grundsatzbeschluss gefasst. Da-
mit geht eine politische Selbstverpflichtung 
einher, diese Festsetzungen bei allen Bebau-
ungsplanverfahren (auch bei Investorenpla-
nung) anzuwenden.  
Ein Musterkatalog ist auch als solcher zu be-
greifen, er sollte klar und transparent formu-
liert sein und sicherstellen, dass der Grund-
satz der Gleichbehandlung gewahrt wird. 
Die Agentur für kommunalen Klimaschutz und 
das deutsche Institut für Urbanistik haben 
hierzu aus kommunalen Beispielen Muster-
Festsetzungen und Muster-Formulierungen 
zur Unterstützung des Klimaschutzes zusam-
mengetragen. 
Auch lassen sich aus anderen Kommunen 
(z.B. Stadt Oldenburg) Musterfestsetzungen 
ableiten. Diese umfassen insbesondere die 
Themenfelder:
• Bauweise (Gebäudestellung und Gebäu-

dehöhen) 
• Energienutzung (Solardachpflicht, An-

schluss an kommunale Wärmenetze).
• Klimaanpassung (z.B. Baumpflanzungen 

für besseres Mikroklima, Versieglungs-
grad)

• Wassermanagement (Regenrückhaltung, 
Anlage von Zisternen, Brauchwassernut-
zung)

• Biodiversität (Pflanzgebote, Straßenraum-
gestaltung)

Weitere Möglichkeiten liegen in den Bestim-
mungen zu örtlichen Bauvorschriften (Dach-
und Fassadenbegrünung, Einfriedung mit le-
benden Hecken, Vorgaben zu Garten- und  
Vorgärtengestaltung). 
Ein Musterfestsetzungskatalog muss passge-
nau auf die jeweilige Kommune ausgerichtet 
sein und die lokalen Bedürfnisse und Anforde-
rungen berücksichtigen. Für das jeweilige 
Baugebiet sind dann die entsprechenden ein-
zuhaltenden Standards festzulegen. 
(–> Checkliste) 

Die Energie- und Klimaschutzagentur hat eine Checkliste für klimage-
rechte Festsetzungen entwickelt. 


